
 

 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Regierungsratsbeschluss vom 05. November 2013   

 

P135409 Interpellation Nr. 85 Annemarie Pfeifer betreffend ungenügender 
Grundwasserschutz an der Zollfreistrasse; schriftliche Beantwortung 
 

 
 
 
://: 1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf 

an den Grossen Rat. 

 
 

Begründung 

Zum Gefahrenpotenzial der Zollfreien Strasse auf dem Teilstück Weil-
matten haben zwischen dem Kanton Basel-Stadt und den deutschen 
Behörden auf verschiedenen Ebenen Gespräche stattgefunden. Das 
Regierungspräsidium Freiburg hat daraufhin einen Alarm- und Gefah-
renabwehrplan erstellt, welcher in Zusammenarbeit mit den Basel-
Städtischen Behörden und den Industriellen Werken Basel ergänzt 
wurde. Dieser Alarmplan stellt sicher, dass bei einem Unfallereignis die 
relevanten Behörden und Institutionen auf Schweizer Hoheitsgebiet 
ebenfalls informiert werden und Schutzmassnahmen einleiten können. 
 
Das Regierungspräsidium Freiburg sieht keine Notwendigkeit, das 
Teilstück der Zollfreien Strasse zusätzlich abzusichern bzw. einen An-
schluss an die Kanalisation zu erstellen. Die deutschen Behörden sind 
zudem nicht bereit bzw. sehen keine Notwendigkeit, ein Transportver-
bot für wassergefährdende Stoffe auf der Zollfreistrasse einzuführen. 
Der Regierungsrat hat keine rechtlichen Mittel, dieses durchzusetzen. 

 
 

                                                                                            
 


